
S t a d t  F ü r t h  

An alle 
Referate, Ämter. Dienststellen und Betriebe , 

Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) ist am 18.08.2006 in Kraft 
getreten. 

Ziel des Gesetzes ist es, 

Benachteiligungen aus Gründen 

der Rasse oder ethnischen Herkunft, 

des Geschlechts, 

der Religion oder Weltanschauung, 

einer Behinderung, 

des Alters oder 

der sexuellen Identität 

zu verhindern oder zu beseitigen. 

Das Gesetz hat Auswirkung auf das Ausschreibungs-, Einstellungs- und Stellen- 
besetzungsverfahren. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die erforderlichen Maßnahmen 
zum Schutz vor Benachteiligungen zu treffen. 

Das AGG und 5 61 b ~rbe i ts~er ich ts~esetz  (ArbGG) sind allen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern bekannt zu machen. Der Gesetzestext liegt diesem Rundschreiben bei. Er 
ist auch im lntranet unter .PersonalservicelPersonalu eingestellt. 

Zuständige Stelle für Beschwerden nach § 13 AGG ist das Personal- und Organisations- 
amt. Die Rechte der Personalvertretung, Gleichstellungsstelle und Schwerbehinderten- 
vertretung bleiben unberühit. 

Referat ll 

Becker 
berufsm. Stadtrat 



Bundesgesetzblatt Jahrgang 2006 Teil I Nr. 39, ausgegeben zu Sonn am 17. August 2006 1897 

Gesetz . 

zur Umsetzung europäischer Richtlinien zur 
Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlungy 

Vom 14. August 2006 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 
Allgemeines 

Gleichbehandlungsgesetz 
(AG(=) 

Abschnitt 1 
Allgemeiner Teil 

' Ziel des Gesetzes 
Ziel des Gesetzes ist, Benachteiligungen aus Grlin- 

den der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft, 
des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung. 
einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Iden- 
tität zu verhindern oder zu beseitigen. 

7 Dleaes Gwek dient der lhnselzung der RldMllnim : 
- 2W43iECi de6 Rates vom 29. Juni 2000 zur Amvmdung des 

GlelchbehandlungagNnd88tZes ohne Unterschied der Rasse oder 
der eäinlschen Herkunft MI. EQ Nr. L 180 C. 22), 

- 2D00/7B/EG des Rates vorn 27. November 2 0 0  zur Festlegung 
plnes allgemeinen Rahmens fOr dle Verwlridlchung der Blelchbe- 
handlung In Beschäftigung und Beruf (ABI. EG Nr. L 303 S. 16), 

- 2002/73/EG des Europalschen Parlaments und des Rates vom 
23. September 2002 zur h e r u n g  der Rlchtllnle 76/207/EWG 
des Rates zur Verwirklichung des Grundsatzes der Glelchbehand- 
lung von Männern und Frauen hlnsiohtllch des Zugangs zur Be- 
schaftigung, zur Berufsblldung und zum betuiilchen Aufstleg so- 
wie In Bezug auf dle Arbeltsbedlngungen (ABI. €G Nr. L 269 C. 15) 
und 

- 2004/113/EG des Rates yorn 13. Dezember 2004 zur Venviridi- 
ohung des Gmndsatzss der Qielchbehdlung von Mhnem und 
Frauen beim Zugang zu und bel der Versorgung mlt Gütern und 
Dienstleistungen (ABI. EU Nr. L 373 C. 37). 

(1) Benachtelligungen aus einem in 5 1 genannten 
Grund sind nach Maßgabe dieses Gesetzes unzulässig 
in Bezug auf: 

1. die Bedingungen, einschließlich Auswahlkriterien 
und Einstellungsbedingungen, für den Zugang zu 
unselbstständiger und selbstst8ndiger Erwerbstatig- 
keit, unabhängig von Tätlgkeitsfeld und beruflicher 
Position, sowie fUr den beruflichen Aufstieg, 

2. die Beschiiftigungs- und Arbeitsbedingungen ein- 
schließlich Arbeitsentgelt und Entlassungsbedingun- 
gen, insbesondere in individual- und koliektivrecht- 
liehen Vereinbarungen und Maßnahmen bei der 
Durchführung und Beendigung eines Beschiifti- 
gungsverhältnlsses sowie beim beruflichen Aufstieg, 

3, den Zugang zu allen Formen und allen Ebenen der 
'Berufsberatung, der Berufsblldung einschließlich der 

' 

.Berufsausbildung, der beruflichen Weiterbildung und 
der Umschulung sowie der praktischen Berufcerfah- 
mng, 

4. die Mitgliedschafi und Mitwirkung in einer Beschaf- 
tigten- oder Arbeltgebervereinigung oder einer Ver- 
einigung, deren Mitglieder einer bestimmten Berufs- 
gruppe angehören, elnschliei3llch der Inanspruch- 
nahme der Leistungen solcher Vereinigungen, 

5. den Sozialschutz, einschließlich der sozialen Sicher- 
heit und der Gesundheitsdienste, 

6. die sozialen VergUnstlgungen, 

7. die Bildung, 
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8. den Zugang zu und die Versorgung mit GOtem und 
Dienstleistungen; die der Öffentlichkeit zur Verfü- 
gung stehen, einschließlich von Wohnraum. 

(2) Für Leistungen nach dem Sozlalgesetzbuch gel- 
. ten 5 33c des Ersten Buches Sozialgesetzbuch und 

§ 19a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch. Für dle 
betriebliche Altersvorsorge gilt das Betriebsrentenge- 
setz. 

(3) Die Geltung sonstiger Benachteiligungsverbote 
oder Gebote der Gleichbehandlung wird durch dies& 
Gesetz nicht berührt. Dies gilt auch für öffentlich-recht- 
liche Vorschriften, die dem Schutz bestimmter Perso- 
nengruppen dienen. 

(4) Für Kündigungen gelten ausschließlich die Be- 
stimmungen zum allgemeinen und besonderen Kündi- 
g ungsschutz. 

(1) Eine unmittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn 
eine Person wegen eines In 5 1 genannten Gtundes 
eine weniger glinstige Behandlung erffihrt, als eine an- 
dere Person in einer vergielchbaren Situation erfährt, 
erfahren hat oder erfahren würde. Eine unmittelbare B 4  
nachtelligung wegen des Geschlechts liegt In Bezug 
auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 auch im Falle einer ungüns- 
tigeren Behandlung einer Frau wegen Schwangerschaft 

' oder Mutterschaft vor. 

(2) Eine mittelbare Benachteiligung liegt vor,' wenn 
dem Anschein nach neutrale Vorschriften, Kritiden 
oder Verfahren Personen wegen eines in § 1 genannten 
Grundkgegenliber anderen Personen in besonderer 
Weise benachteiligen können, es ~ e i  denn, die betref- 
fenden Vorschtiften, Kriterien oder Verfahren sind durch 
ein rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt und die 
Mittel sind zur Erreichung dieses Ziels angemessen 
und erforderlich. 

(3) Eine Belästigung ist eine Benachteiligung, wenn 
unerwünschte Verhaltensweisen, die mit einem in § 1 
genannten Grund in Zusammenhang stehen, bezwe- 
cken oder bewirken, dass die Würde der betreffenden 
Person verletz! und ein von Einschüchterungen, Anfein- 
dungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidi- 
gungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird. 

(4) Eine sexuelle Belästigung ist eine Benachteili- 
gung in Bezug auf 5 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4, wenn ein 
unenivünschtes, sexuell bestimmtes Verhalten, wozu 
auch unerwünschte sexuelle Handlungen und Aufforde- 
rungen zu diesen, sexuell bestimmte körperliche Beriih- 
rungen, Bemerkungen sexuellen Inhalts sowie uner- 
wünschtes Zeigen und sichtbares Anbringen von por- 
nographischen Darstellungen gehOren, bezweck3 oder 
bewirkt, dass die Würde der betreffenden Person ver- 
letzt wird, insbesondere wenn ein von Einschüchterun- 
gen, Anfeindungen, Emiedrlgungen, Entwllrdigungen 
oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaf- 
fen wird. 

(5) Die Anweisung zur Benachteiligung einer Person 
aus einem in 5 1 genannten Grund gilt als Benachtei- 
ilgung. Eine solche Anweisung liegt in Bezug'auf § 2 
Abs. 1 Nr. 1 bis 4 insbesondere vor, wenn jemand eine 

Person zu einem Verhalten bestimmt. das einen Be- 
schäftigten oder eine Beschäftigte wegen eines in 
genannten Grundes benachteiligt oder benachteiligen - 

kann. 

9 4 

Unterschiedliche 
Behandlung wegen mehrerer Gründe 

Erfolgt eine unterschiedliche Behandlung wegen 
mehrerer der in 3 1 genannten Gründe, so kann diese 
unterschiedliche Behandlung nach den $5 8 bls 10 
und 20 nur gerechtfertigt werden, wenn sich die Recht- 
fertigung auf alle diese Gründe erstreckt, derentwegen 
die unterschiedliche Behandlung erfolgt. 

§ 5 
Positive MaBnahmen 

Ungeachtet der in den 59 8 bis 10 sowie in 9 20 be- 
nannten Griinde Ist eine unterschlediiche Behandlung 
auch zulässig, wenn durch geeignete und angemes- \, 

sene Maßnahmen bestehende Nachteile wegen eines - 
In 5 1 genannten Grundes verhindert oder ausgeglichen 
werden sollen. 

Abschnitt 2 . . 
. Schutz der 

Beschäftigten vor Benachteiligung . 

' U n t e r a b s c h n i t t  1 

Verbo t  d e r  B e n a c h t e i l i g u n g  

Persönlicher Anwendungsberelch 

(1) Beschäftigte im Sinne-dieses Gesetzes sind 

1. Aheltnehrnerinnen. und Arbeitnehmer, 

2. die zu ihrer Benifsbildung Beschäftigten, 

3. Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Un- , selbstständigkelt als arbeitnehmerähnliche Perso- .-,., 
nen anzusehen sind; zu diesen gehören auch die in 
HelmarbeR Beschaftigten und die .ihnen Gleichge- 
stellten. 

Als Beschäftigte gelten auch die Bewerberinnen und 
Bewerber fllr ein Beschäftigungsverhältnis sowie die 
Personen, deren Beschäftigungsverhältnis beendet ist. 

(2) Arbeitgeber (Arbeitgeber und Arbeltgeberinnen) 
im Sinne dieses Abschnitts sind natürliche und juristi- 
sche Personen sowie rechtsftihige Personengeell- 
schaften, die'personen nach Absatz 1 beschäftigen. . 
Werden Beschiiftlgte einem Dritten zur Arbeitsleistung 
überlassen, so gilt auch dieser als Arbeitgeber im Sinne 
dieses Abschnitts. Für die in Heimarbeit Beschilftigten 
und die ihnen Gleichgestellten tritt an die Stelle des Ar- 
beitgebers der Auftraggeber oder Zwischenmeister. 

(3) Soweit es die Bedingungen für den Zugang zur 
' 

Erwerbstätlgkeit sowie den beruflichen Aufstieg betrifft, 
gelten die Vorschriften dieses Abschnitts für Selbst- 
ständige und Organmitglieder, insbesondere Ge- 
schaftsführer oder Geschäftsführerinnen und Vorstän- 
de, entsprechend. 
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Benachteiligungsverbot ': 

(1) Beschäftigte dQrfen nicht wegen elnes in § 1 ge- 
nannten Grundes benachteiligt werden; dies gilt auch, 
wenn die Person, die die Benachteiligung begeht, das 
Vorliegen eines in 3 1 genannten Grundes bei der Be- . 
nachteiligung nur annimmt. . . 

(2) Bestimmungen in Vereinbarungen, die gegen das 
Benachteiligungsverbot des Absatzes 1 verstoßen, sind 
unwirksam. 

(3) Eine Benachteiligung nach Absatz 1 durch'&- 
beltgeber oder Beschäftigte Ist eine Verletzung vertrag- 
licher Pflichten. 

Zullssige 

4 unterschiedliche Behandlung 
4 wegen beruflicher Anforderungen 
-' 

(1) Eine unterschiedliche Behandlung wegen elnes in 
5 1 genannten Grundes ist zulii%lg. wenn dieser Grund . 
wegen der Art der auszullbenden Ttltlgkeit oder der Be- 
dingungen ihrer Ausübung eine wesentliche und ent- 
scheidende berufliche Anforderung darstellt, sofern 
der Zweck rechtmäßig und die Anforderung angemes- 
sen ist. 

(2) Die Vereinbarung einer geringeren Vergütung fTir 
gleiche oder gleichwertige Arbeit wegen eines. in $ 1 
genannten Grundes wird nicht dadurch gerechtfertigt, 
dass wegen eines in's 1 genannten Grundes besondere 
Schutzvorschriften gelten. 

zulassige 
unteilschledliche Behandlung , 

wegen der Religion oder Weitanschauung 
, 

.. J 
'.I,.. 

(1) Ungeachtet des 5 8 ist eine unterschiedliche Be- 
, handlung wegen der Religion oder der Weltanschauung 

bei der Beschäftigung durch Reiigionsgemeinschaften, 
die ihnen, zugeordneten Einrichtungen ohne Rücksicht 
auf ihre Rechtsform oder. durch Vereinigungen, die sich 
die gemeinschaftliche Pflege einer Religion oder Welt- 
anschauung zur Aufgabe machen, auch zuiässig, wenn 
eine bestimmte Religion oder Weltanschauung unter 
Beachtung des Selbstverständnisses der jeweiligen 
Reiigionsgemeinschaft .,oder Vereinigung irn Hinblick 

. auf ihr Selbstbestimmungsrecht oder nach der Art der 
Tätigkeit eine gerechtfertigte berufliche Anforderung 
darstellt. 

(2) Das Verbot unterschiedlicher Behandlung wegen 
der Religion oder der Weltanschauung berOhrt nicht 
das Recht der in Absatz 1 genannten Religionsgemein- 
schaften, der ihnen zugeordneten Einrichtungen ohne 
Rücksicht auf ihre Rechtsform oder der Vereinigungen, 
die sich die gemeinschaftliche Pflege einer Religion 
oder Weltanschauung zur Aufgabe machen, von ihren 
Beschäftigten ein loyales und aufrichtiges Verhalten im 
Sinne ihres jeweiligen Selbstverständnisses verlangen 
zu können. 

Zullissige unterschiedliche 
. Behandlung wegen des Alters 

Ungeachtet des 5 8 Ist eine unterschiedliche Be-, 
iiandlung wegen des Altem auch zulässig, wenn sie ob- . 
jektiv und angemessen und durch ein legitimes Uei ge- 
rechtfertigt ist. Die Mittel zur Erreichung dieses Ziels 
müssen angemecsen und erforderlich sein. Derartige 
unterschiedliche Behandlungen können insbesondere 
Folgendes einschließen: 
1. die Festlegung besonderer Bedingungen fOr den Zu- 

: gang zur Beschäftigung und zur beruflichen Bildung 
sowie besonderer Beschäftigungs- und Artpitsbe- 
dingungen, einschließlich der Bedingungen für Ent- 
lohnung und Beendigung des. Beschäftigungsver- 
hältnisses, um die berufliche Eingliederung von Ju- 
gendlichen, älteren Beschäftigten .und Personen mit 
Fürsorgepflichten zu fördern oder ihren Schutz si- 

, chetzustellen, 

2.. die Festlegung von Mlndestanforderungen an das 
. Alter, die Berufserfahrung oder das Dienstalter für 

den Zugang zur Beschäftigung oder für bestimmte 
mlt der Beschäftigung verbundene Vorteile, 

3. die Festsetzung eines Höchstalters für die Einstel- 
lung auf Grund der spezifischen Ausbildungsanfor- 
derungen eines bestimmten Arbeitsplatzes oder auf 
Grund der Notwendigkeit elner angemessenen Be- 
.schäftigungszeit vor dem Eintritt in den Ruhestand. 

4. die Festsetzung von Altersgrenzen bei den betrieb- 
lichen Systemen der sozialen Sicherheit als Voraus- 
setzung. für die Mitgliedschaft oder den Bezug von 
Altersrente oder von Leistungen bei Invalidität ein- 
schließlich der Festsetzung unterschiedlicher Alters- 
grenzen im Rahmen dieser Systeme für bestimmte 

. Beschäftigte oder Gruppen von Beschäftigten und ' 
die Verwendung von Alterskriterien im Rahmen die- 
ser Systeme für versicherungsmathem'atlsche Be- 
rechnungen, . 

5. elne Vereinbarung. die die Beendigung des Beschäf- 
tigungsverhältnisses ohne Kiindigung zu einem Zeit- 
punkt vorsieht. zu dem der oder die Beschäftigte 
eine Rente wegen Alters beantragen kann; g 41 
des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch bleibt un- 
berührt, 

,6. eine Berücksichtigung des Alters bei der Sozialaus- 
wahl anliisslich einer betriebsbedingten Kündigung 
im Sinne des 5 1 des Kündigungsschukgesetzes, 
soweit dem Alterkein genereller Vorrang gegenüber 
anderen Auswahikriterien zukommt, sondern die Be- 
sonderheiten des Einzelfalls und die individuellen 
Unterschiede zwischen den vergleichbaren Beschäf- 
tigten, Insbesondere die Chancen auf dem Arbeits- 

' markt entscheiden, 
7. die individual- oder kollektlvrechtliche Vereinbarung 

der Unkündbarkeit von Beschiiftlgten eines be- 
stimmten Alters und einer bestimmten Betriebszuge- 
horigkeit, soweit dadurch nicht der Kündigungs- 
schutz anderer Beschäftigter im Rahmen der Sozial- 
auswahl nach § 1 Abc. 3 des Kündigungsschutzge- 
setzes grob fehlerhaft gemindert wiid, 

8. Differenzierungen von Leistungen in Sozialplänen irn 
Sinne des Betrlebsverfassungsgesetzes, wenn die 
Parteien eine nach Aiter oder Betriebszugehörigkeit 
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gestaffelte Abiindungsregelung geschaffen haben, 
In der die wesentlich vom Alter abhängenden Chan- 
cen auf dem Arbeitsmarkt durch eine verhältnismä- 
ßig starke Betonung des Lebensalters erkennbar be- 
rücksichtigt worden sind, oder Beschtiftigte von den 
Leistungen des Sozlalplans ausgeschlossen haben, 
die wirtschaftlich abgesichert sind, weil sie, gegebw 
nenfalls nach Bezug von Arbeitslosengeld, renten- 
berechtigt sind. 

U n t e r a b s c h n l t t  2 

O r g a n l s a t i o n s p f l l c h t e n  
d e s  A r b e i t g e b e r s  

Ausschreibung 

Ein Arbeitsplatz darf nicht unter Verstoß gegen § 7 
Abs. 1 ausgeschrieben werden. 

. .. § 12 
: '  ?. 
: .' '. .C . Maßnahmen 

und Pflichten des Arbeitgebers 

(1) Der Aheitgeber ist verpflichtet,:die erforderlichen 
Maßnahmen zum Sch- vor Benachteiligungen wegen 
eines in 5 1 genannten Grundes zu treffen. Dieser 
Schutz umfasst auch vorbeugende Maßnahmen. 

(2) Der Arbeitgeber soll in geeigneter &t und Weise, 
insbesondere im Rahmen der beruflichen Aus- und 
Fortbildung, auf die UnzulBssigkeit. solcher BenaEhtei- 
ligungen hinweisen und darauf hlnwlrken, dass diese 
unterbleiben. Hat der Arbeitgeber seine Beschäftigten 

' ' In geeigneter Weise zum Zwecke der Verhinderung von ' 
Benachteiligung geschult, gilt dies als Erfüllung seiner 
Pflichten nach Absatz 1. 

(3) Verstoßen' Beschaftlgte gegen das Benachteili- 
gungsverbot des 5'7 Abs, 1, so hat der Arbeitgeber 
die im Einzelfall geeigneten, erforderlichen und ange- 
messenen Maßnahmen zur Unterblndung der Benach- 
teiligung wle Abrnahnung, Umsetzung, Versetzung oder 
Kündigung zu .ergreifen. 

(4) Werden Beschaftigte bei der Ausübung Ihrer Ta- 
tigkeit durch Dritte nach § 7 Abs. l  benachteiligt,'^^ hat 
der Arbeitgeber die Irn .Einzelfall geeigneten, erforderli- 
chen und angemessenen Maßnahmen zum Schutz der 
Beschäftigten zu ergreifen. 

(5) Dieses Gesetz und § 61 b des Arbeitsgerichtsge- 
setzes sowie Informationen über die für die Behandlung 
von. Beschwerden nach 5 13 zuständigen Stellen sind 
im Betrieb oder in der Dienststelle bekannt zu'machen. 
Die Bekanntmachung kann durch Aushang oder Ausle- 
gung an geeigneter.Stelle oder den Einsatz der im B 4  
trieb oder der Dienststelle Ublichen Informations- und 
Komrnunikationstechnik erfolgen. 

U n t e r a b s c h n i t t  3 

R e c h t e  d e r  B e s c h ä f t i g t e n  

Beschwerderecht 

(1) Die Beschäftigten haben das Recht, sich bei den 
zuständigen Stellen des Betriebs, des Unternehmens 
oder der Dienststelle zu beschweren, wenn sie sich im 

Zusammenhang mit ihrem BeschMtigungsverhBltnis 
vom Arbeitgeber, von Vorgesetzten, anderen Beschäf- 
tigten oder Dritten wegen elnes In 5 1 genannten Grun- 
des benachteiligt fahlen. Dle Beschwerde ist zu prüfen 
und das Ergebnis der oder dem beschwerdeführenden 
Beschäftigten mitzuteilen. 

(2) Die Rechte der Arbeitnehmervertretungen bleiben 
unberührt. 

Ergreift der Arbeitgeber keine oder offenslchtllch un- 
geeignete Maßnahmen zur Unterbindung einer BelBsti- 
gung oder sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz, sind 
die betroffenen Beschaftigten berechtigt, ihre Tätigkeit 
ohne Verlust des Arbeitsentgelts einzustellen, soweit 
dies zu ihrem Schutz erforderlich ist. 5 273 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs bleibt unberührt. 

. rj 15 
Entschädigung und ~chadensersatz 

(1) Bel einem VeMoß gegen das Benachteiligungs- 
verbot ist der Arbeitgeber verpflichtet. den hierdurch 
entstandenen Schaden zu ersetzen. Dies gilt nicht, 
wenn der Arbeitgeber die Pfllchtverlettung nlcht zu ver-' 
treten hat. 

(2) 'wegen eines Schadens, der. nicht. Vermtlgens- 
schaden ist, kann der oder die Beschäftigte eine ange- ' 

messene Entschädigung in .Geld verlangen. Die Ent- 
schädigung darf bei'einer Nichteinstellurig drei Monats- 
gehälter nicht übersteigen, wenn der oder die Beschäf- 
tigte auch bei benachteiligungsfreier Auswahl nlcht ein- 
gestellt worden wäre. 

(3) Der Arbeitgeber Ist bei der Anwendung~kollektiv- 
rechtlicher Vereinbarungen nur dann zur Entschädigung' 
verpflichtet, wenn er vorsätzlich oder grob fahrlässig 
handelt. 

(4) Ein Anspruch nach Absatz 1 oder 2 muss Inner- 
halb einer Frlst von zwei Monaten schriftlich geltend 
gemacht werden, es sei denn, dle TarHvertragsparteien 
haben etwas anderes vereinbart. Die Frist beginnt im .... 
Falle einer Bewerbung oder eines beruflichen Aufstiegs 
mit dem Zugang der Ablehnung und in den sonstigen 
Fällen einer Benachteiligung zu dem Zeitpunkt, in dem 
der oder die Beschgftigte von der Benachteiligung 
Kenntnis erlangt. 

(5) Irn Übrigen bleiben Ansprüche gegen den Arbeit- 
geber, die sich aus anderen Rechtsvorschriften erge- 
ben, unberührt. 

- (6) Ein Verstoß des Arbeitgebers gegen das Benach- 
teiligungsverbot des 5 7 Abs. 1 begründet keinen An- 
spruch auf Begründung eines Beschäftigungsverhält- 
nisses, Berufsausblldungsverhaltnlsses oder einen be- 
~ f i i chen  Aufstieg, es sei denn, ein solcher ergibt sich 
aus einem anderen Rechtsgrund. 

§ 16 
Maßregelungsverbot 

(1) Der Arbeitgeber datf Beschäftlgte'nlcht wegen 
der Inanspruchnahme von Rechten nach diesem Ab- 
schnitt oder wegen der Weigerung, eine gegen diesen 
Abschnitt verstoßende Anweisung auszuführen, be- 
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nachteiligen. Gleiches gilt für Personen, die den ße- 
schaftigten hierbei unterstützen oder als Zeuginrlen 
oder Zeugen'aussagen. 

(2) Die Zurückweisung oder Duldung beriachteiligen- 
der Verhaltensweisen durch betroffene Beschgftigte 
darf nlcht als Grundlage fllr eine Entscheidung heran- 
gezogen werden, die diese Beschäftigten berührt. Ab- 
satz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) g 22 gilt entsprechend. 

U n t e r a b s c h n i t t  4 . 

517 . 

Soziale Verantwortung der Beteiligten 
(1) Tarifvertragsparteien, Arbeitgeber. BeschtiWgte 

und deren Vertretungen sind aufgefordert, im Rahmen 
Ihrer Aufgaben und Handlungsmöglichkelten an der 
Verwirklichung des in § 1 genannten Ziels mitzuwlrken. 

.' (2) In Betrieben, in denen die Voraussetzungen des 
.! !j 1 Abs. 1 Satz 1 des Betriebsverfassungsgesetzes 

vorliegen, können bei einem gmben Verstoß des Arbeit- 
gebers gegen Vorschriften aus diesem Abschnitt der 
Betriebsrat oder eine im Betrieb vertretene Gewerk- 
schaft unter der Voraussetzung des § 23 Abs. 3 
Satz 1 des Betriebsverfassungsgesetzes die dort ge- 
nannteti Rechte gerichtlich geltend machen; 5 23 
Abs. 3 Satz 2 bis 5 des Betriebsverfassungsgesetzes 
gilt entsprechend. Mit dem Antrag dürfen nicht Ansprü- 
che des Benachteiligten geltend gemacht werden. 

§ 18 
Mitgliedschaft in Vereinigungen 

(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts gehen ent- 
- sprechend für die Mitgliedschaft .oder äie Mitwirkung 

in einer 
I .  ~arifvirtra~s~artei. . 

, 2. Vereinigung, deren Mitgßeder einer bestimmten B? 
rufsgruppe angehören oder die .eine überragende 
Machtsteii"ng im witischaftllchen oder sozialen Be- 
reich innehat, wenn ein grundlegendes 1nteres.se am 
Erwerb der Mitgliedschaft besteht, 

sowie deren jeweiligen ~usa'mmenschl~ssen. 
(2) Wenn die Ablehnung einen Verstoß gegen das 

Benachteiligungsverbot des g 7 Abs. 1 'darstellt, be- 
steht ein Anspruch auf Mitgliedschaft oder Mitwirkung 
in den in Absatz 1 genannten Vereinigungen.. 

Abschnitt 3 
Schutz vor . 

Benachteiligung im Zivilrechtsverkehr 

B 19 
Zivilrechtliches 

Benachteiligungsverbot 
(1) Eine Benachteiligung aus Gründen der Rasse 

'oder wegen der ethnischen Herkunft, wegen des Ge- 
schlechts, der Religion, einer Behinderung, des Alters 
oder der sexuellen Identität bei der Begründung, 
Durchführung und Beendigung zivilrechtlicher Schuld- 
verhaitnisse, die 

1. typischerwelse ohne Ansehen der Person zu ver- 
gleichbaren Bedingungen In einer Vielzahl von W e n  
zustande kommen (Massengeschäfte) oder bei de- 
nen das Ansehen der Person nach der Art des 
Schuldverhältnisses eine nachrangige Bedeutung 
hat und die zu vergleichbaren Bedingungen in einer 
Vielzahl von Fällen zustande kommen oder 

2. eine privatrechtliche Verslcheiung zum Gegenstand 
haben, 

ist unzulässig. 

(2) Eine Benachteiligung aus GrlSnden der Rasse 
oder wegen der ethnischen Herkunft Ist darüber hinaus 
auch bei der Begründung, Durchführung und Beendi- 
gung sonstiger zivilrechtlicher Schuldverhältnisse im 
Sinne des 5 2 Abc. 1 Nr. 5 bis 8 unzulässig. 

(3) Bel der Vermietung von Wohnraum ist eine unter- 
schiedliche Behandlung im' Hinblick auf die Schaffung 
und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrlikturen und 
zirsgewogener Siediungsstrukturen sowie ausgegliche- 
ner wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Verhältnisse 
zul&sig. 

(4) Die Vorschriften dieses Abschnitts finden keine 
Anwendung auf familien- und erbrechtliche Schuldver- 
hältnisse. 

(5) Die ~orschrKten dieses Abschnitts finden. keine 
~nwendung auf zivilrechtliche Schuldverhältnisse, bei 
denen ein besonderes Nähe- oder Vertrauensverhältnis 
der Parteien oder ihrer Angehörigen begründet wird. 
Bei Mietverhältnissen kann dies insbesondere der Fall 
sein, wenn die Parteien oder ihre Ancjehötjgen Wohn- 
raum auf demselben GrundstOck nutien. Die Vermied 
tung von Wohnraum zum nicM nur vorübergehenden 
Gebrauch ist in der Regel kein Geschäft im Sinne des 
~bsatzes 1 Nr. 1. wenn der. Vermieter insgesamt nicht 
mehr als 50 Wohnungen vermietet. 

§ 20 I 

Zulässige 
unterschiedliche Behandlung ' 

(1) Eine Verletzung des Benachtelligungsverbots ist 
nicht gegeben, wenn für eine unterschiedliche Behand- 
lung wegen der Rellgion oder der ~ehanschauung, ei- 
ner Behinderung, des Alters, der sexuellen Identltiit' 
oder des Geschlechts ein sachlicher Grund. vorliegt. 
Das kann insbesondere der Fall sein, wenn die unter- 
schiedliche Behandlung 

1; der Vermeidung von Gefahren. der Verhlitung von 
Schäden oder,anderen Zwecken vergleichbarer Art 
dient, 

2. dem Bedürfnis nach Schuk der IntimsphHre oder 
der persönlichsn Sicherheit Rechnung trägt, , 

3. besonder6 Vorteile gewahrt und ein Interesse an der 
D,urchsetzung der Gleichbehandlung fehlt, 

4. an die Religion eines Menschen anknOpft und lm 
Hinblick auf die Ausübung der Religionsfreiheit oder 
auf das Selbstbestimmungsrecht der Religionsge- 
meinschaften, der ihnen zugeordneten Eiririchtun- 
gen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform sowie der 
Vereinigungen, die sich die gemeinschaftliche Pflege 
einer Religion zur Aufgabe machen, unt& Beachtung 
des jeweiligen Selbstverständnisses gerechtfertigt 
ist. 
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(2) Eine' unterschledliche Behandlung wegen des 
Geschlechts ist Im Falle des § 19 Abs. 1 Nr. 2 bei den 
Pramien odei Leistungen nur zuiassig, wenn dessen 
Berücksichtigung bei einer auf relevanten und genauen 
versicherungsmathematischen und statistischen Daten 
beruhenden Rislkobewertung ein bestimmender Faktor 
ist. Kosten lm Zusammenhang mit Schwangerschaft 
und Mutterschaft dürfen auf keinen Fall zu unterschied- 
lichen Prämien oder Leistungen führen. Eine unter- 
schiedliche Behandlung wegen der Religion ode'r Welt- 
anschauung, elner. Behinderung, des Alters oder der 
sexuellen Identität ist, im Falle des 5 19 Abs. 1 Ni. 2 
nur zulässig, wenn diese auf anerkanriten Prinzipien ri- 
slkoadäquater Kalkulation beruht, insbesondere auf ei- 
ner versicherungsmathematisch errnlttelten Risikobe- 
werfung unter Heranzlehung statistischer Erhebungen. 

Ansprüche 

(I), Der Benachtelltgte kann bei einem Verstoß gegen 
das BenachteliigUngsverbot unbeschadet weiterer An- 
sprüche dle Beseitigung der Beeinträchtlg~ng verian- 
gen. Sind weitere Beeinträchtigungen zu besorgen, so 
kann er auf Unterlassung klagen. 

(2) Bei einer Verletzung des Benachteillgungsver- 
bots Ist der Benachteiligende verpflichtet, den hler- 
durch entstandenen Schaden zu ersetzen. Dies gilt 
nicht, wenn der Benachteiligende die Pflichtverletzung 
nicht zu vertreten hat. Wegen eines Schadens, der nicht 
Verrnögensschaden Ist, kann der Benachteiligte eine 
angemessene Entsch!tidigung in Geld verlangen. 

(3) Ansprüche aus unerlaubter Handlung bleiben un- . 
berührt. 

(4) Auf eine Vereinbang, die von dem Benachtelli- 
gungsverbot abweicht, kann sich der Benachteiligende 
nicht berufen. ' 

(5) Eln Anspruch nach den Absätzen 1 und 2 muss 
innerhalb elner Frist von zwei ' Monaten geltend. ge- 
macht werden. Nach Ablauf der Frist kann der An- 
spruch nur geltend gemacht werden, wenn der Benakh- 
teillgte ohne Verschulden an der Elnhaltung der Frist 
verhindert war. 

. . Abschnitt 4 
Rechtsschutz 

Wenn im Streitfall die eine Partei lndlzlen beweist, die 
eine Benachtelligung wegen eines in 3 1 genannten 
Grundes vermuten lassen, trägt die andere Partei die 
Beweislast dafür, dass. kein Verstoß gegen dle Bestlm- 
mungen zum Schutz vor Benachteiligung vorgelegen 
hat. 

3 23 
Unterstützung durch 

Antidlskrlmlnlerungsverbande 

(1) Antidiskriminierungsverb~nde slnd Personenzu- 
sammenschlüsse, die nicht gewerbsmäßig und nicht 
nur vorübergehend entsprechend ihrer Satzung die be- 
sonderen Interessen von benachteiligten Personen 

oder: Personengruppen nach MaBgabe von 5 1 wahr- 
nehmen. Die Befugnisse nach den Absätzen 2 bis 4 
stehen ihnen zu, wenn sie mindestens 75 Mitglieder 
haben oder einen Zusammenschluss aus mindestens 
sieben Verbänden bilden. 

(2) ~ntidiskrlmlnierungsv&b&nde slnd befugt, im 
Rahmen Ihres Satzungszwecks in gerichtlichen Verfah- 
ren, in denen eine Vertretung durch Anwäilte und Amiväi- 
tinnen nicht gesetziich vorgeschrieben Ist, als Bei- 
stände Benachteiligter in der Verhandlung aufzutreten. 
Im Obrigen bleiben die Vorschriften der Verfahrensord- 
nungen, insbesondere.diejenigen, nach denen Beistan- 
den weiterer Vortrag untersagt werden kann, unberührt. 

(3) Antidiskriminierungsverbihden ist Im Rahmen ih- 
res Satzungszwecks die Besorgung von RBcMsangele- 
genheiten Benachteiligter gestattet. 

(4) Besondere Klagerechte und Vertretungsbefug- 
nlsse von Verbänden zu Gunsten von behinderten Men- 
schen bleiben unberührt. 

Abschnitt 5 

Sonderregelungen für 
öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse 

Die Vorschriften dieses Gesetzes, gelten unter B e  
rücksichügung ihrer besonderen Rechtsstellung ent- 
sprechend für 

'1. Beamtinnen und Beamte des  unde es, der Länder, 
' der Gemeinden, der Gemeindeverbände sowie der' 
sonstigen der Aufsicht des Bundes oder eines Lari- 
des unterstehenden Köiperschaften, Anstalten und 

, Stiftungen des öffentlichen Rechts, 

2. Richterinnen und Richter des Bundes und der Mn-  
der, 

3. Zivildienstleistende sowie anerkannte Krlegsdienst- 
verweigerer, soweit ihre Heranziehung , zum Zivil- 
dienst betroffen 1st; 

Abschnitt 6 

~n~dlskrlrninl~runßsstelle des Bundes 

(1) Beim Bundesmlnlsterium für ~amilie, Senioren, 
Frauen und Jugend wird unbeschadet der Zuständig- 
keit der Beauftragten des Deutschen Bundestages oder 
der Bundesregierung die Stelle des Bundes zum Schutz 
~vor.Benachtelllgungen wegen eines In 9 1 genannten 
Grundes (AntidlsMmlnierungsstelle des Bundes) enich- 
tet. 

(2) Der Antldiskrimlnierungsstelle des Bundes Ist die 
für die ErfOllung ihrer Aufgaben notwendige Personal- 
und Sachausstattung zur Verfügung zu stellen. Sie ist 
im Elnzelplan des Bunöesmlnisteriums für Familie, Se- 
nioren, Frauen, und Jugend in einem eigenen Kapitel 
auszuweisen. 
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§ 26 . . 

.'~&htsstellung der Leitung . 
der Antidiskriminieningsstelle des Bundes 

(1) Die, Bundesministerin oder der Bundesminister- 
für i'arnilie, Senioren, Frauen und .Jugend ernennt auf 
Vorschlag der Bundesregierung eine Person zur Leitung 
der Antidiskrirninierungcstelle des Bundes. Sie steht 
nach Maßgabe dieses Gesetzes in einem öffentlich- 
reehtiichen Arntsverhältnis zum Bund. Sie ist in Aus- 
Gbung ihres Amtes unabhängig und .nur dem Gesetz. 
unterworfen. 

(2) Das ~mtsverhSltrk beginnt mit der ~ushiindi- 
.gung der Urkunde Gber die Ernennung durch dle Bun- 
desministerin oder den Bundesminister für Familie, Se- 
nioren, Frauen und Jugend. 

(3) Das Amtsvehältnis endet außer durch Tod 

1. mit dem Zusammentreten eines neuen Bundes- 
tages, - 

2. durch Ablauf der Arntszeft mit EWichen der AAers- 
grenze nach § 41 Abs. 1 des Bundesbeamtengeset- 
zes, 

3. mit der Entlassung. 

Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Fa- 
milie, Senioren, Frauen und Jugend entiässt die Leiterin 
oder den Leiter der AntidisMminierungsstelle des Bun- 
des auf deren Verlangen oder wenn Gründe vorliegen, 
die bei einer Richterin oder einem Richter auf Lebens- 
zeit .die Entlassung aus dem Dienst rechtfertigen. Irn 
Falle der Beendigung des Arntsverhältnisses erhält die 
Leiterin oder der Leiter der Antidiskriminierungsstelle 
des Bundes eine von der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Familie,. Senioren. Frauen und Ju- 
gend vollzogene Urkunde. Die Entlassung wird mit der 
AushBndigung der Urkunde wirksam. 

(4) Das Rechtsverhältnis der Leitung der AntidISM- 
mlnieningsstelle des Bundes gegenüber dem Bund 
wird durch Vertrag mlt dem Bundesrninisterium für Fa- 
milie, Senioren, Frauen und Jugend geregelt. Der Ver- 
trag bedarf der Zustimmung der Bundesregierung. 

(5) Wird eine Bundesbearntin oder ein Bundesbeam- 
ter zur Leitung der Antidiskrimlnlerungsstelle des Bun- 
des bestellt, scheidet er oder sie mit Beginn des Amts- 
verhäitnisses aus dem bisherigen Amt aus. FOr die 
Dauer des Amtsvwhältnlsses ruhen die aus dem Bearn- 
tenvehältnis begründeten Rechte und Pflichten mit 
Ausnahme der Pflicht zur Arntsverschwiegenheit und 
des Verbots der Annahme von Belohnungen oder Ge- 
schenken. Bei unfallverletzten Beamtinnen oder Bearn- 
ten bleiben die gesetzlichen Ansprüche auf das Heilver- 
fahren und einen Unfallausglelch unberührt. 

§ 27 
Aufgaben 

(1) Wer der Ansicht ist, wegen eines. In 5 1 genann- 
ten Grundes benachteiligt worden zu sein, kann sich an 
die Antidiskriminieningsstelle des Bundes wenden. 

(2) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes unter- 
stützt auf unabhangige Weise Personen, die sich nach 
Absatz 1 an sie wenden, bei der Durchsetzung ihrer 
Rechte zum Schutz vor Benachteiligungen. Hierbei 
kann sie insbesondere 

I: 'ilber Ansprüche und die Möglichkeiten des .rechtli- 
chen Vorgehens im Rahmen' gesetzlicher Regelun- 
gen zum Schutz vor Benachteiiigungen inf~mieren, 

2. Beratung durch andere Stellen vermitteln, 

3. eine gütliche Beilegung zwischen den Beteiligten 
anstreben. 

soweit Beauftragte des Deutschen Bundestages oder 
der Bundesregierung zuständig sind, leitet die Antidis- 
kriminierungsstelle des Bundes die Anliegen der in Ab- 
satz 1 genannten Personen mlt deren Einverständnis 
unvetzüglich an diese weiter. 

(3) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes nimmt 
auf unabhängige Weise .folgende Aufgaben wahr, so- 
weit nicht die Zuständigkeit der Beauftragten der Bun- 
desregierung oder des Deutschen Bundestages berührt 
ist: 

1 .. Öffentlichkeitsarbeit, 

2. Maßnahmen zur ~erhinderung' von Benachteiligun- 
gen aus den in 9 1 genannten GrGnden, 

. 3.. ~ u r c h f ~ h r u n ~ .  wlssenschaftlicher Untersuchungen . 

zu diesen Benachteiligungen. 

(4) Die ~ntidlskriminl~run~sdelie des Bundes und 
die in ihrem ZustBndigkeitsbereich betroffenen Beauf- 
tragten der Bundesregierung und d k ,  Deutschen Bun- 
destages legen gemeinsam dem Deutschen Bundestag 
alle vier Jahre Berichte über Benachteiiigungen aus den 
in 9 1 genannten Gründen vor und geben Ernpfehiun- 
gen zur Beseitigung und Vermeidung dieser Benachtei- 
ligungen. Sie können gemeinsam wissenschaftliche 
Untersuchungen zu Benachteiligungen durchführen. 

(5) Die Antidlskrimlnlerungsstelle des Bundes und 
die in ihrem Zuständigkeitsbereich betroffenen Beauf- 
tragten der Bundesregierung und des Deutschen Bun- . 

' destages sollen bei Benachteiiigungen aus mehreren 
der in $ 1 genannten Gründe zusammenarbeiten. 

§ 28 
Befugnisse 

(I) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes kann . 
in Fällen des § 27 Abs. 2 Satz 2 Ny.,3 Beteiligte um, 
Stellungnahmen ersuchen, sowelt die Person, die sich 
nach § 27.Abs. 1 an sie gewandt hat, hierzu ihr Einver- 
ständnis erkliit-t. 

(2) Alle Bundesbeherden und sonstigen öffentlichen 
Stellen irn Bereich des Bundes sind verpflichtet, die An- 
tidiskrimlnierungsstelle des Bundes bei der Erfüllung ih- . 
rer Aufgaben zu unterstützen; insbesondere die erfor- 
derlichen Auskünfte zu erteilen. Die Bestimmungen 
zum Schutz personenb6zogener Daten bleiben unbe~ 
rührt. 

Zusammenarbeit mit 
Nkhtregierungsorganisationen 

und anderen Einrichtungen 

Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes soll bei ih- 
rer Tätigkeit Nichtregierungsorganisationen .sowie Ein- 
richtungen, die auf europäischer, Bundes-, Landes- 
oder regionaler Ebene zum Schutz vor Benachteiligun- 
gen wegen eines in g 1 genannten Grundes tätig sind, 
in geeigneter Form einbeziehen. 
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. . 
5 30 (3) Bel Benachteiligungen wegen des Geschlechts, 

Beirat .der Religion, einer Behinderung, des Alters oder der 
sexuellen identltat sind die 19 bis 21 nlcht auf 

(1) Zur FBrderung des Dialogs mit gesellschaftlichen Cchuldverhältnisse anzuwenden, die vor dem 1. Dei 
Gruppen und Organisationen, die sich den Schutz vor zember 2006 begmndet woden sind. Satz 1 gilt nicht 

wegen eines 3 1 genannten Grun- fOr spätere Änderungen von Dauerschuldverh~ltnissen: 
des zum Uel gesetzt haben, wird der Antidiskriminie- 
rungsstelle des Bundes ein Beirat beigeordnet. Der Bei: (4) Auf Schuldverhaltnissel die eine prlvatrechtliche 
rat berät die Antldlskrimlnlemngsstelle des Bundes bei Ve'sicherung Gegenstand Ist 5 j9 Abs. 
der Voriage von Berichten und Empfehlungen an den "Icht anzuwenden, wenn diese dem 22. Dezember 
Deutschen Bundestag nach 5 27 A ~ S .  4 und kann ' 2007 begründet worden sind. Satz 1 gilt nicht für spa- 
hierzu sowie zu wissenschaftlichen Untersuchungen tere Anderungen 
nach 5 27 Abs. 3 Nr. 3 eigene Vorschltige unterbreiten. 

(2) Das Bundesmlnisteritlm fOr Farriilie, Senioren, 
Frauen und Jugend beruft im Einvernehmen mit der 
Leitung der Antidiskrimlnierungsstelle des Bundes so- 
wie den entsprechend zuständigen Beauftragten der 
Bundesregierung oder des Deutschen Bundestages 
die Mitglieder dieses Beirats und für jedes Mitglied eine 
Stellvertretung. In den Beirat sollen Vertreterinnen und 
Vertreter gesellschaftlicher Gruppen und Organisatio- 
nen sowie Expertinnen und Experten in Benachtelli- 
gungsfragen berufen werden. Die Gesamtzahl der Mit- 
glieder des Beirats soll 16 Personen nicht überschrel- 
ten. Der Beirat soll zu gleichen Teilen mlt Frauen und 
Marinem besetzt sein. 

(3) Der Beirat gibt sich eine Gesch&ftsordnung, die 
der Zustimmung des Bundesmlnisteriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend bedarf. 

(4) Die Mitglieder des Beirats Uben dieltitigkeit nach 
diesem Gesetz ehrenamtlich aus. Sie haben Anspruch 
auf Aufwandsentschiidigung sowie Reisekostenvergü- 
tung, Tagegelder und Übernachtungsgelder. Näheres 
regelt die Geschtiftsordnung. 

Abschnitt 7 

~chlussvorschrifien 

531 . 
. . Unabdlngbarkeit . 

Von den Vorschriften dleses Gesetzes kann nicht zu 
Ungunsten der geSchOtzten Personen abgewichen wer- 

, den. 

.. § 32 
~chlussbestimmun~ . 

soweit In diesem Gesetz nicht Abweichendes be- 
stimmt ist; gelten die allgemeinen Bestimmungen. 

5 33 
~bergangsbestimmungen . 

(1) Bei Benachteiligungen nach den $3 61 la, 61 1 b 
und 612 Abs. 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs oder 
sexuellen Belästigungen nach dem Beschkiftigten- 
schutzgesetz ist das vor dem 18. August 2006 maß- 
gebliche Recht anzuwenden. 

(2) Bei Benachteiligungen aus Gründen der Rasse 
oder wegen der ethnischen Herkurift sind die 55 19 
bls 21 nicht auf Schuldverhältnisse anzuwenden, .die 
vor dem 18. August 2006 begründet worden sind. 
Satz 1 gilt nicht für spätere Änderungen von Dauer 
schuldverhältnissen. 

. . .  
Gesetz 

aber dle Glelchbehandlung 
,der Soldat1nnen.undSoldaten 
(Soldatinnen- und Soldaten- .. . 

Glelchbehandlungsgesetz - SoldGG) . 

Abschnitt 1 

Allgemeiner Teil . 

5 1 
Zlel des Gesetzes 

'(1). Zlel des Gesetzes ist es, Benachtelligungen'aus 
Gründen der Rasse, der ,ethnischen Herkunft, dkr Reli- 
glan, der Weltansctiauung oder der sexuellen Jdentittit 
für den Dienst als Soldatin oder Soldat'zu verhindem, 
oder zu beseitigen. . ' 

121 Ziel des Geketzes Ist es auch. ~oldatinnen und 
soidaten vor Benachteiligungen auf Grund des Ge-, 
schlechts in Form von Belästigung und sexueller Beläs- 
tigung Im Dienstbetrieb zu schützen. Der Schutz 
schwerbehinderter Soldatinnen und Soldaten vor Be- 
nachtelllgungen wegen ihrer Behinderung wird nach 
Maßgabe des 5 18 gewährleistet. 
. . 

(3)' Alle Soldatinnen und Soldaten, insbesondere sol- 
' 

che mit Vorgesetzten. und Führungsaufgaben, sind in I 
Ihrem Aufgabenberelch aufgefordert, an der Vetwirkll- 
chung' dieser Ziele mitzuwirken. Dies gilt auch für den 
Dienstherrn, fOr Personen und Gremien, die Beteili- 
gungsrechte , nach . dem Soldatenbetelllgungsgesetz' 
wahrnehmen, und für Glelchsteilungsbeauftragte und 
deren Stelivertreterlnnen. 

Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz findet Anwendung auf 

1. Maßnahmen bei der Begriindung, Ausgestaltung 
und Beendigung eines Dienstverhaltnlsses und beim 
beruflichen Aufstieg sowie auf den qienstbetrieb; 
hierzu zählen insbesondere Auswahlkriterien und 
Elnstellungsbedingungen sowie die Ausgestattung . 

. des Dienstes, 

2. den Zugang zu allen Formen und Ebenen der solda- 
tischen Ausbildung, Fort- und Weiterbildung und be- 
ruflicher ~ödemngsmaßnahmen ein~~hlie0llch der 
praktischen Berufserfahrung. 
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(1) Den'Wert des Streitgegenstands setzt das Arbeitsgericht itn Urteil fest. 
(2) Spricht das Urteil die Verpflichtung zur Vornahme einer Handlung aus, 'so ist der 
Beklagte auf Antrag des Klägers zugleich für den Fall, dai3 die Handlung nicht binnen 
einer bestimmten Frist vorgenommen ist, zur Zahlung einer vom Arbeitsgericht nach 
freiem Ermessen festzusetzenden Entschädigung ,zu verurteilen. Die Zwangsvollstreckung 
nach 11 887 und 888 der ,Zivilprozei3ordnung ist in diesem Fall ausgeschlossen. 
(3) Ein Über den Grund des Anspruchs vorab entscheidendes Zwischenurteil ist wegen 
der Rechtsmittel nicht als Eridurteil anzusehen. 

ArbGG 9 61a Besondere Prozeßförderung in Ktindigungsverfahren 
(1) Verf ahren, in2 Rechtsstreitigkeiten über das Bestehen, das Nichtbestehen oder die 
Kündigung eines Arbeitsverhältnisses, sind nach Maßgabe der folgenden Vorschriften 
vorrangig zu erledigen. 
(2) Die Güteverhandlung soll innerhalb von zwei Wochen nach ~lageerhebung 
stattfinden. 
( 3 )  Ist die Güteverhandlung erfolglos oder wird das Verfahren nicht in einer sich 
unmittelbar anschließenden weiteren Verhandlung abgeschlossen, fordert der 
Voreitzende den Beklagten auf, binnen einer angemessenen Frist, die mindestens zwei 
Wochen betragen muß, im einzelnen unter Beweisantritt schriftlich die Klage zu 
erwidern, wenn der Beklagte noch nicht oder nicht ausreichend auf die Klage erwidert 
hat. 
(4) Der Vorsitzende kann dem Kläger eine angemessene Frist, die mindestens zwei 
Wochen betragen muß,' zur schriftlichen Stellungnahme auf die Klageerwiderung setzen. 
(5) Angriffs- und Verteidigungsrnittel, die erst nach Ablauf der nach Absatz 3 oder 4 

.gesetzten Fristen vorgebracht wereen, sind nur zu'zulassen, wenn nach der freien 
Uberzeugung des Gerichts ihre. Zulassung die Erledigung 'des Rechtsstreits nicht 
verzögert oder wenn die Partei die ,Verspätung genügend entschuldigt. , 

(6) Die Parteien sind .über' die Folgen der Verslumung der nach Absatz 3 oder 4 
gesetzten Fristen zu belehren. 

ArbGG g 61 b Klage wegen Benachteiligung 

( 1) Eine Klage auf Entschädigung nach § 15 des Allgemeinen Gleiehbehandlungsgese t zes 
muss innerhalb von-.drei Monaten, nachdem der Anspruch schriftlich geltend gemacht 
worden ist, erhoben werden. 
(2) Machen. 'mehrere Bewerijer wegen Benachteiligung bei der Begründung eines 
Arbeitsverhältnisses oder beim beruflichen Aufstieg eine Entschädigung nach B 15 des 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes gerichtlich geltend, so wird, auf Antrag des 

. Arbeitgebers das Arbeitsgericht, bei dem die erste Klage erhoben ist, auch für die 
Übrigen Klagen ausschliei3lich zuständig. Die Rechtsstreitigkeiten sind'von Amts wegen 
an dieses Arbeitsgericht zu verweisen; ,die Prozesse sind zur gle'ichzeitigen 
Verhandlung und Entscheidu,ng zu verbinden. 
(3) Auf Antrag des Arbeitgebers findet die mündliche Verhandlung nicht vor Ablauf von 
sechs Monaten seit Erhebung der ersten Klage statt. 

ArbGG 5 62 Zwangsvollstreckung 
(1) Urteile der Arbeitsgerichte, gegen die Einspruch oder Berufung zulässig ist, sind 
vorläufig vollstreckbar. Macht der Beklagte glaubhaft, da% die Vollstreckung ihm 
einen nicht zu ersetzenden Nachteil bringdn würde, so hat das Arbeitsgericht auf 
seinen Antrag die vorläufige Vollstreckbarkeit im Urteil auszuschließen. In den 
Fällen des 1 707 Abs. 1 und des § 719 Abs. 1 der Zivilprozeßordnung .kann die 
Zwangsvollstreckung nur unter derselben Voraussetzung eingestellt werden. 
(2) Im iibrigen finden auf die Zwangsvollstreckung einschließlich des Arrests und der 
einstweiligen Verfügung die Vorschriften des Achten Buchs der Zivilprozeßordnung 
Anwendung. Die Entscheidung über den Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Verfügung 
kann in dringenden Fallen, auch dann, wenn der Antrag zuriickzuweisen ist, ohne 
mündliche Verhandlung ergehen. 

ArbGG g 63 Obermittlung von Urteilen in Tarifvertragssachen 

~echtskräftige Urteile, die in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten zwischen 
Tarifvertragsparteien aus dem Tarifvertrag oder über das Bestehen oder Nichtbestehen 
des Tarifvertrags ergangen sind, sind alsbald der zuständigen obersten Landesbehörde 
und dem Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit in vollständiger Form 


